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1.
In den Kategorien der Policyforschung lassen sich
das Wirken der Familienberichtskommission und
sein Ergebnis, der vorliegende Siebte Familien-
bericht, als argumentative Nachbereitung und ex
post Unterstützung der von der Politik bereits ge-
troffenen Entscheidungen für einen Politikwechsel
darstellen1. Diese Unterstützung ist sehr umfang-
reich ausgefallen: 293 Seiten Text, 77 Expertisen,
die – recherchiert man Details zu den Mitgliedern
der Kommission sowie zu den beauftragten Exper-
tinnen (sie bildeten die Mehrheit) und Experten2,
beachtet man ferner die Titel ihrer Expertisen – die
Richtungsentscheidung stützen. Die Stellungnahme
der Bundesregierung zum Bericht ist demgegenüber
vergleichsweise knapp – sie umfasst 13 Seiten – und
fast durchgängig affirmativ formuliert, was für mei-
ne These, der Bericht habe den Status einer nach-
träglichen Begründung eines bereits in Gang ge-
kommenen Politikwechsels, sprechen könnte3.
Wie der Erste, der Dritte und der Fünfte Familien-
bericht sollte auch der Siebte die Situation der
Familien umfassend darstellen und zwar diesmal
unter dem Thema „Zukunft der Familie – Gesell-
schaftlicher Wandel und sozialer Zusammenhalt“
(vgl. XXIII). Das ebenso weit wie diffus gefasste
Thema allein erklärt noch nicht, warum der Bericht
so umfangreich ausfiel und warum im Analyseteil
bestimmte Themen multiperspektivisch angegangen
wurden und daher in den Ausführungen mehrfach
wiederkehren: so z. B. die geschlechterpolitisch ak-
zentuierte Darstellung des Wandels der Familie in
den Kapiteln II.1 und II.2 und III.2 und die Verwei-
se auf die „Retraditionalisierung“ der Geschlechter-
beziehungen im Familienverlauf (vgl. 108; 156).
Man könnte den Umfang des Berichts und die Wie-
derholungen der knappen Zeit fürs Edieren zu-
schreiben4. Policyforscher wiederum würden in
beidem einen Hinweis auf die Radikalität des
nachträglich zu legitimierenden Politikwechsels ver-
muten. So will die Familienpolitik explizit „neue
Wege wagen“ (XXXV). Radikal ist ein Pfadwechsel
auch dann, wenn er den Überzeugungen und Er-
wartungen vieler Entscheidungsbetroffener (der
nicht am Politikprozess beteiligten Bürger) zuwider-
läuft. Politische Reformen müssen in Situationen,
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1 Die Bundesregierung betont in ihrer Stellungnahme diese
Übereinstimmung: „Der Bericht ist ein Plädoyer für eine
nachhaltige Familienpolitik. Die Sachverständigenkom-
mission spricht sich darin für einen Perspektivwechsel und
einen Politikwechsel in der Familienpolitik aus. (…) Die
Bundesregierung sieht durch den Siebten Familienbericht
die gemeinsam mit großen gesellschaftlichen Gruppen und
in den Koalitionsvereinbarungen formulierten Weichen-
stellungen bestätigt (…)“ (XXIV). Der Politikwechsel
wurde 2002 eingeläutet und ist seitdem mit Hilfe der For-
mel der „Nachhaltigkeit“, nimmt man deren wachsende
öffentliche Verwendung als Indiz, zunehmend erfolgreich
„kommuniziert“ worden.
2 Der Kommissionsvorsitzende Bertram und Mitglied
Spieß hatten vor dem Berichtsauftrags bereits Expertisen
zur „nachhaltigen Familienpolitik“ geliefert (Bertram et
al. 2005, Spieß et al. 2003), die Mitglieder Allmendinger
und Krüger haben einschlägig zu den Grundlagen einer
„nachhaltigen“ Lebenslaufpolitik publiziert. Meine vor-
läufige Internetrecherche zur Affinität der Expertisen er-
gab: etwa 11 kommen aus dem Umfeld des BM, 6 aus
dem DJI, 24 aus dem Kreis der Kommissionsmitglieder, 5
aus Max-Planck-Instituten (Demographie, Bildung, Sozi-
alrecht), 1 aus der OECD, 2–3 aus privaten Stiftungen
(z.B. Hertie-Stiftung), Rest mir unbekannt.
3 Auch der Zweite Familienbericht (1975) zielte auf Re-
form, er lässt sich aber anders als der Siebte eher der Phase
der Vorbereitung von Reformen zuordnen. Er basierte u.a.
auf 7 Expertisen, umfasste 143 Seiten Text und 22 Seiten
ausführliche Stellungnahme der Bundesregierung.
4 Der Siebte Bericht ist keine leichte Lektüre, mutet er
doch dem Leser viel an eigener Strukturierungsleistung zu.
Er fällt in Umfang, auch Lesbarkeit hinter das Monitum
zurück, das der Bundestag 1982 nach dem Dritten Famili-
enbericht in einem Beschluss formulierte: „Die künftigen
Berichte sollten im Interesse einer politischen Umsetzbar-
keit übersichtlicher gegliedert und vom Umfang her einge-
schränkt werden“ (zit. in Walter 1993: 37).
in denen Widerstand der Betroffenen (u. a. sichtbar
im Wahlverhalten) zu erwarten ist, auf eine Weise
argumentativ, das heißt: mit Hilfe von ebenso griffi-
gen wie zustimmungsfähigen Formeln, vermittelt
werden, dass die Bürger die neue Politik recht bald
nicht nur als notwendig, sondern auch als einzig an-
gemessen erachten (vgl. Majone 1989; Schmidt
2002). Bereits der Blick auf das Inhaltsverzeichnis
des Familienberichts lässt vermuten, dass „Nach-
haltigkeit“, „Familienfreundlichkeit“ oder „Balan-
ce“ solche griffigen Formeln der „politischen
Verkaufswerbung“ (Offe) für das auf den Weg ge-
brachte Reformpaket darstellen.
Inwieweit lässt sich nun meine Vermutung, der Be-
richt rechtfertige ex post die bereits entschiedenen
familienpolitischen Weichenstellungen und falle
weitgehend unter die Rubrik der Diskurspolitik,
stärker dingfest machen? Geht der Bericht über ex
post Rechtfertigungen hinaus, wie er könnte er dies
tun? Eine Antwort auf diese Fragen kann hier nur
skizziert werden. Sie nutzt einige Überlegungen von
Horowitz (1970) und der neueren Politikberatungs-
forschung.
2.
„Social scientists engaged in governmental work
are committed to an advocacy model defined by po-
liticians. For the most part, they do not establish or
even verify policy – only legitimize policy. They are,
in effect, the great mandarins of the present era.
They proclaim a position, more than prove its effi-
cacy or necessity. They operate with a teleological
model rather than a causal model. They enter at the
termination, not the beginning of the policymaking
process. If they are going to be judged, let it be for
their role as mandarins, not as logicians: for their
adaptation to problems of political advocacy, rath-
er than their unique capacity to predict and opera-
tionalize the future“ (Horowitz 1970: 340).
Für Horowitz war der Fall klar. In den von ihm un-
tersuchten drei großen US-Reformprojekten – der
Aufhebung der Rassentrennung in der Schule sowie
der im Militär in den 1950ern oder dem von John-
son in den 1960ern auf den Weg gebrachten „war
on poverty“ – wirkten die politiknahen Sozial-
wissenschaftler überwiegend als Legitimations-
beschaffer. Ideengebende Politikvorbereiter waren
sie nicht, kamen sie doch erst zum Zuge, nachdem
die maßgeblichen Entscheidungen bereits politisch
getroffen waren. Selten agierten sie als Wissen-
schaftler, die soziale Sachverhalte überraschungs-
offen und folglich in ihrer Komplexität analysierten
und auf der Basis dieser empirisch abgesicherten
Analysen vorläufige Prognosen wagten5.
Horowitz’ Aufsatz markiert den Beginn der Policy-
forschung. Man kann ihn auch in die Reihe kriti-
scher Analysen der Anwendung sozialwissenschaft-
licher Expertise in Wirtschaft und Politik und der
damit verknüpften gar nicht neuen Frage stellen,
was Soziologie zu leisten vermag. Diese Frage hat
sich wiederholt in Zeiten aufgedrängt, die neue Ge-
legenheiten dafür eröffneten, die Gesellschaft, ihre
Institutionen und vor allem ihr Personal grund-
legend zu reformieren. Gerade dann hat die sozial-
wissenschaftliche Expertise so manchen ihren
Träger dazu verführt, sich der Gesellschaft als The-
rapeut, Planer und geistiger Führer anzutragen (In-
keles 1964: 101f.). Nicht selten sind solche Gele-
genheiten, eine neue Architektur der Gesellschaft
zu entwerfen und umzusetzen, von Krisendiskursen
begleitet und gestützt gewesen, an deren Formulie-
rung wiederum Gesellschaftswissenschaftler betei-
ligt waren (für das Schweden der 1930er Jahre vgl.
Etzemüller 2006; für die OECD-Länder der 1990er
Jahre und das Europa der EU vgl. OECD 1999,
Esping-Andersen 2002).
Die Politikberatungsforschung ist seit Horowitz’
erster Intervention weiter fortgeschritten, ohne des-
sen kritischen Impetus obsolet gemacht zu haben.
Sie unterscheidet zwischen Phasen und Typen der
Beratung im Politikprozess sowie der jeweiligen Art
des eingebrachten Wissens (Bogner/Torgersen
2006).6 Deren Erfolg wird heute nüchterner und
differenzierter betrachtet (Fisch/Rudloff 2004).
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5 Mancher Auftrag aus der Politik verbot es geradezu, auf
die Komplexität von Verursachungs- und Wirkungs-
zusammenhängen einzugehen, wie Horowitz am Projekt
Camelot zeigte, dem vierten vom ihm untersuchten Bei-
spiel sozialwissenschaftlicher Politikberatung, das Bedin-
gungen politisch inopportuner Aufstände identifizieren
sollte.
6 Weingart (2006: 40f.) reserviert den Wissenstypus „Ex-
pertise“ für „kommuniziertes Wissen in Beratungsprozes-
sen“: „Expertise ist die auf Entscheidungsprobleme orien-
tierte, zweckgerichtete Wissensaufbereitung, die meistens
die Form der kurzfristigen Recherche zum Stand des Wis-
sens und der Implikationen für das infrage stehende Prob-
lem annimmt, im Unterschied zur angewandten For-
schung, die auf die Aufklärung politisch relevanter
Sachprobleme gerichtet ist und noch klarer im Unter-
schied zur akademischen Forschung, die am Erkenntnis-
gewinn orientiert ist. Die Recherche als Form der Erkennt-
nisproduktion entwickelt eigene Methoden, die sich von
denen der Wissenschaft unterscheiden. Deshalb gelten für
die Erstellung nicht allein und nicht einmal in erster Linie
wissenschaftliche Maßstäbe, sondern sie ist eingebunden
in Verhandlungen über Ziele und Umfang, Stellenwert
Häufig konzentrieren sich Analysen auf das Ver-
hältnis von Experten und Politikern als Entschei-
dungsbeteiligten. Dann geht es um die Frage, wann
und wie die Experten ins Spiel kommen, wer über
deren Auswahl und Zusammensetzung und wer
wie maßgeblich über die Rahmung („framing“) des
Problems bestimmt. Diese Rahmung gibt die Linien
vor, die problemrelevantes vom -irrelevanten oder
inopportunen Wissen abgrenzen und die Wissens-
aufbereitung sowie Überführung des aufbereiteten
Wissens in Empfehlungen strukturieren. Im wei-
teren Verlauf des Politikprozesses entscheidet die
Rahmung auch darüber, wie politische Entschei-
dungen an die Entscheidungsbetroffenen vermittelt
werden. Spätestens bei der Vermittlung der im mehr
oder weniger asymmetrischen Zusammenspiel von
Experten und Politik getroffenen Entscheidung
kommt das bis heute theoretisch wie politisch-prak-
tisch kaum gelöste Problem des Demokratiedefizits
der wissenschaftlichen Politikberatung ins Spiel. Ei-
nige Experten begegnen ihm, indem sie die Betrof-
fenen in einer Art und Weise konstruieren („imagi-
nieren“), „dass sie die Lösung eines Problems
ermöglichen oder zumindest zu dessen Lösung bei-
tragen“ (Nowotny 2005: 41), andere synthetisieren
Entscheidungsbeteiligte wie -betroffene gleicherma-
ßen zu gemeinwohlorientierten Bürgern (vgl. Wein-
gart 2006: 43). Wie rahmt der Familienbericht nun
das Problem? Wie begründet er Maßnahmen? Wie
kommen die Betroffenen ins Spiel?
3.
Als die Bundesregierung Anfang 2003 die Berichts-
kommission berief, waren zwei der für den Wechsel
zur „nachhaltigen“ Familienpolitik maßgeblichen
Gutachten längst an Volkswirtschaftler vergeben,
ihre Veröffentlichung bereits auf dem Weg (Rürup/
Gruesco 2003, Spieß et al. 2003). Beide Gutachten
begründeten Notwendigkeit wie Möglichkeit des Po-
litikwechsels ökonomisch. Entsprechend betonte die
Bundesfamilienministerin, Renate Schmidt, in ihrem
Vorwort zum Rürup/Gruesco-Gutachten, dieses sei
neuartig, da es den „ökonomischen Charme“ der Fa-
milie herausarbeite (ebd.: 3). Im Ergebnis zeige es
„Leitlinien für eine nachhaltige Familienpolitik auf,
die Politik und Gesellschaft konkrete Handlungs-
empfehlungen für eine verbesserte Infrastruktur
und Zeitpolitik für Familien geben. Zwei Ziele
müssen erreicht werden, um der Alterung der Ge-
sellschaft entgegenzuwirken und um das Erwerbs-
personen- und Fachkräftepotenzial zu stabilisieren:
eine ausreichende Kinderzahl sowie eine Erhöhung
der Frauenerwerbsquote“ (ebd.: 4). Das Ministeri-
um nannte „fünf Indikatoren für Nachhaltigkeit“:
„Geburtenrate, Vereinbarkeit, Armutsrisiko, Bil-
dungsniveau und Erziehungskompetenz“, die es
durch neue Maßnahmen offensiv und wirksam um-
gesetzt wissen wollte (Ristau 2005: 18). Einige der
im Gutachten vorgeschlagenen Maßnahmen – be-
zahlte Elternzeit, Ausbau der Kinderbetreuung,
insbesondere für Unterdreijährige, betriebliche Per-
sonalpolitik – finden sich explizit auch im vorlie-
genden Bericht.
Der Siebte Familienbericht formuliert Ausgangs-
punkt und Richtung des Familienwandels und des
damit notwendig gewordenen Politikwechsels in
Deutschland eher makrosoziologisch und weniger
ökonomisch (allerdings auch undeutlicher7) als eu-
ropäische Entwicklung (z. B. 2, 22), die den „Über-
gang von der Industriegesellschaft als ursprünglich
männlicher Domäne in eine eher (sic!) weiblich be-
setzte Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft“ (3)
markiert, der wiederum das Ernährermodell und
das ihm zugrundeliegende Normalarbeitsverhältnis
erodiert hat. Familienpolitik soll nun „Lebenslauf-
politik“ sein, „wo Familie und Familienentwick-
lung als gleichberechtigte und integrale Bestandteile
des Lebenslaufs neben anderen Bestandteilen auch
in Zukunft gelebt werden können …“ (4). (Auf S.
249 wird das Ziel dieser Politik knapper formuliert:
als Überwindung der Formel „entweder Familie
oder Beruf und später Rente“.) Außerdem lehre der
europäisch vergleichende Blick, dass eine Familien-
politik, die die erwähnten Prozesse als unumkehr-
bar akzeptiere, Verteilungsfragen angemessen nur
im Zusammenspiel („mix“; „Dreiklang“) von „In-
frastrukturpolitik, Zeitpolitik und Geldtransfer“
(22) und zwar mit Blick auf anzustrebende Größen
wie Partnerschaftsverhalten, Geburtenentwicklung
usw. diskutieren könne. Denn letztere resultieren
nicht nur aus kulturellen Traditionen, sondern seien
auch politisch gesteuert bzw. steuerbar (vgl. ebd.).
Der geforderte Policy mix soll zudem den Verände-
rungen des Lebenslaufs, die „die soziale Konstruk-
tion der Frauenrolle“ als „Lebensrolle Mutter“
letztlich unhaltbar gemacht haben, Rechnung tra-
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und Publizität der Expertise“. Man könnte den vorliegen-
den Bericht als eine Art „Meta-Expertise“ analysieren.
7 Bertram lieferte 1998 eine konzise Analyse der öko-
nomischen, politischen und kulturellen Faktoren des Über-
gangs zur Zweiverdienerfamilie für die USA. Diese dis-
kutiert auch die zweischneidigen Konsequenzen des
Übergangs. Der Kompromiss- und „Expertise“charakter
des Berichts hat möglicherweise einen Rekurs auf diese
Analyse verhindert.
gen (35, 261). (Mir ist allerdings kein westliches
Land bekannt, das diese Rolle je institutionalisierte.
Für den westdeutschen Fall wäre wenn überhaupt
dann die Formulierung „Lebensrolle Ehefrau“ –
auch ohne Kind – angemessener).
In meiner aus dem Familienbericht abstrahierten
Rahmung von Problem und Problemlösung, findet
man fast nichts, was nicht schon von der OECD
mit „A Caring World“ (1999) und der „Babies und
Bosses“-Serie8 ähnlich begründet und in Formeln
gepackt vorgeschlagen wurde. Dies verwundert
nicht weiter, steht doch die „nachhaltige Familien-
politik“ Deutschlands im unmittelbaren Kontext
des OECD-inspirierten und vom Lissabon-Prozess
induzierten transnationalen Politiklernens im Feld
der familienbezogenen Beschäftigungspolitik und
der damit verbundenen frühen Intervention in Bil-
dungsprozesse. Das Lernen in diesem Feld ist auch
in Deutschland durch den intensiven Austausch
zwischen transnationalen Gender-Netzwerken und
das Lobbying von geschlechterpolitischen „advoca-
cy coalitions“ gefördert worden.
4.
Die Überlegungen und Empfehlungen des Berichts
gehen allerdings über das „Aktivierungsparadig-
ma“ der OECD – „The new social policy agenda is
how to achieve social solidarity through enabling
individuals and families to support themselves…“
(OECD 1999: 4) – hinaus. Dies mag seiner spezi-
fischen geschlechterpolitischen und „sozialinvesti-
ven“ Stoßrichtung geschuldet sein. Die „Babies and
Bosses“-Serie will es den OECD-Ländern überlas-
sen, wie sie ihren policy mix anlegen, um Beschäfti-
gung und Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen; sie plä-
diert allerdings im Interesse der elterlichen
Wahlfreiheit und des Anbieterwettbewerbs für
„childcare subsidies“ (vgl. Mahon 2006). Der Be-
richt spricht sich dagegen (vgl. 284ff.) für die „fa-
milienfreundlichen“, weil individualisierten („…
hervorzuheben [ist], dass die Option, Unterstützung
durch den Ehemann oder aber Unterstützung durch
die Sozialhilfe zu bekommen, im Grundsatz nicht
existiert …“, 288) und egalitären (Einbeziehung
der Väter) nordeuropäischen Modelle mit ihrer früh
und kontinuierlich (sozialinvestiv!) im Kinderleben
ansetzenden Ganztagskinderbetreuung aus. Zwar
betont er in II.2 und II.3 die „europäische Vielfalt
der Familienformen“, sortiert in diesen Kapiteln
aber Varianten der Familienbildung sowie der Ver-
knüpfung von Elternschaft und Einkommens-
erwerb unter dem Gesichtspunkt des Beitrags fami-
lienpolitischer Steuerung zur „Nachhaltigkeit“.
Der intendierte policy mix scheint eben kein welfa-
re mix im tradierten Sinne wohlfahrtsstaatlicher
Subsidiarität und Pluralität zu sein, merkt doch der
Bericht ebenso kritisch wie für mich kryptisch an,
„dass auf die Ausdifferenzierung moderner Gesell-
schaften mit einer zunehmenden Ausdifferenzie-
rung von Maßnahmen, Institutionen, Zuständigkei-
ten und Qualifikationsangeboten reagiert worden
ist“, dass daher Unterstützungsangebote für Eltern
im Interesse der Nachhaltigkeit (um „Eltern als ‚In-
vestoren‘ in die Zukunft ihrer Kinder zu begreifen“,
263) nicht weiter auszudifferenzieren, sondern neu
zu integrieren seien (262, 161). Der Bericht zollt
der Vielfalt und in diesem Kontext auch der Leis-
tung der Familien (Balance; „Betreuung“ durch Fa-
milie) viel rhetorische Anerkennung. Zugleich
durchzieht ihn eine Skepsis gegenüber der elterli-
chen Kompetenz, ihre Kinder zu „bilden“ bzw. in
diese zu „investieren“. Die Familie bzw. der für sie
konstitutive Partikularismus (ihre Anhänglichkeit
an die eigenen Leute) erscheint der Kommission oh-
nehin nicht ganz geheuer, betont sie doch immer
wieder die Notwendigkeit, Familie zu öffnen und
im sozialen Nahraum aufgehen zu lassen und damit
für die rechte „Ausgewogenheit“ des Beitrags der
Familie zum nachhaltigen policy mix zu sorgen. Ich
lese zwischen den Zeilen das Plädoyer für eine öf-
fentlich finanzierte, kommunal organisierte („aus
einer Hand“), möglichst kontinuierliche „one-size-
fits-all“-Ganztagsbetreuung schon der kleinen Kin-
der. Sie soll gleiche Qualität und gleiche Chancen
für alle Kinder (und Frauen) schaffen. Für dieses
egalitäre Ziel werden alle Kinder und alle Eltern
haftbar gemacht, letztere von politiknahen Exper-
ten als am Gemeinsinn orientierte Bürger „imagi-
niert“ bzw. zu solchen „synthetisiert“. Denn Kinder
brauchen Kinder: die bildungsfernen Kinder oder
die mit „nicht-deutscher Muttersprache“ die deut-
schen bildungsnahen (vgl. 199).
Mit der Idee der Wahlentscheidung weiß der Be-
richt, der auf Entdifferenzierung setzt, wenig anzu-
fangen, sonst würde er viel stärker für das finnische
oder norwegische Modell, das jeweils Geld für die
häusliche Betreuung der Unterdreijährigen anbietet,
plädieren (Finnland ist Pisa-Sieger!). In der Bewer-
tung der Erwerbsbeteiligung von Müttern, der
Nachfrage nach Kinderbetreuung und des von den
Eltern gewählten Arrangements dominiert das
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8 Willem Adema und Mark Pearson, die eine Expertise für
den Bericht verfassten, waren als OECD-Direktoren für A
Caring World und die Babies and Bosses-Serie verantwort-
lich.
Strukturzwang-, Versorgungslücken- und Notlö-
sungsargument (z. B. 71f., 93, 199) oder das des
nachwirkenden Ernährermodells. Es kann nicht
sein, was politisch nicht mehr sein darf. So resü-
miert die DJI-Studie den allein in ihrer Logik9 er-
staunlichen Befund, dass Unterdreijährige inzwi-
schen auch in Ostdeutschland deutlich seltener
institutionell betreut werden, mit dem Satz: „ob
hier Kostengründe eine Rolle spielen oder mögliche
neue Zugangsrestriktionen, oder ob die Kinder-
tageseinrichtungen für die Eltern so wenig Attrakti-
vität besitzen, muss (…) offen bleiben“ (Bien et al.
2007: 51).
5.
Der Bericht begründet seinen Zuschnitt und seine
Empfehlungen mit Hinweisen auf effektive Politi-
ken in verschiedenen Ländern, die den Wechsel zur
Nachhaltigkeit viel früher als Deutschland voll-
zogen haben. Im Interesse des „fast policy transfer“
wird vom jeweiligen Kontext, in dem eine Maßnah-
me wirkt, wie sie wirkt, abstrahiert und diese sim-
plifiziert10. Systematisch verglichen wird nicht. Es
handelt sich eher um verdinglichte Lesarten wir-
kungsvoller Programme (höhere Geburtenrate bei
höher Erwerbsbeteiligung) anderer Länder, die in
eine kleine Zahl für den Erfolg vermeintlich aus-
schlaggebender Elemente zerlegt und derart ver-
kürzt aufgegriffen werden11.
Das im Bericht nochmals propagierte Elterngeld ist
ein gutes Beispiel für den „entkontextualisierten“
raschen Politiktransfer. Im schwedischen institutio-
nellen Setting, dem das Elterngeld entlehnt ist, ver-
schafft es ein wenig Zeit fürs Kind. Da Frauen wie
Männer gleichermaßen „individualisiert“ durch-
gängig erwerbstätig sein müssen, wirkt es „famili-
sierend“ (Ellingsaeter/Leira 2006); als vorüber-
gehende Lohnersatzleistung senkt es dabei die
Kosten dieser Elternzeit. Seine Anspruchsvorausset-
zungen sind so gefasst, dass es Eltern, die sich wei-
tere Kinder wünschen, nahelegt, diese möglichst
rasch aufeinanderfolgend zu bekommen. Gleichzei-
tig haben schwedische Paare ihr erstes Kind recht
spät, wenn sie sicherer in den Arbeitsmarkt einge-
mündet sind und (in der Regel) Wohneigentum er-
worben haben. Auch im individualisierten Zwei-
Verdiener-Modell muss man sich den Elternurlaub
leisten können und, um eine möglichst hohe Lohn-
ersatzrate zu erzielen, das Elterngeld erst „voll-
zeitig“ erarbeiten. Dieses privilegiert Paare und Ar-
beitnehmer gegenüber Alleinerziehenden und
Selbständigen. Alleinerziehende haben, was im
idealisierenden Rekurs des Berichts auf Nordeuro-
pa übersehen wird, relativ längere tägliche Arbeits-
zeiten als verheiratete Mütter, oft recht lange12; ei-
nige nordeuropäische Feministinnen leiten aus
dieser Schieflage einen Handlungsbedarf ab (Skevik
2006). Im spezifisch schwedischen Kontext hat die
in der Logik des Elterngeldes angelegte Beschleuni-
gung der Phase des Kinderkriegens, also die Ver-
dichtung, nicht Entzerrung der vom Bericht immer
wieder angeführten „rush hour of life“, geholfen,
die Geburtenrate zu stabilisieren (vgl. Neyer at al.
2006). Im deutschen Kontext treten wahrscheinlich
ganz andere, auch „politikziel,adverse‘“, Effekte
auf.
Der Bericht stützt ex post einzig den bereits auf den
Weg gebrachten Politikwechsel und ein Politikmo-
dell, das darauf ausgelegt ist, die Zeit für Familie,
insbesondere die der Frauen, zu verringern, ohne
die der Männer wesentlich zu erhöhen. Weil er et-
was über die Zukunft der Familie aussagen sollte,
ist es schade, dass die Kommission den Pfadwechsel
nicht genutzt hat, um trade-offs und unbeabsichtig-
te Wirkungen (Horowitz spricht von „Kontingen-
zen“) der neuen Politik, folglich auch neue Risiken
für Familien und neue sozialpolitische Bedarfe he-
rauszuarbeiten. Für solch eine wissenschaftliche Be-
gleitforschung sind Ländervergleiche, soweit syste-
matisch, unbedingt nützlich. Schade ist auch, dass
es der Impetus des Berichts so wenig erlaubt hat, Ei-
gensinnigkeiten von Eltern oder Paaren, Frauen wie
Männern, deren Partikularismen und Präferenzen
für Mischungen, nicht nur negativ als Nachhinken
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9 Schreiber (2008) identifiziert drei Prämissen, die die An-
lage der im Rahmen des Siebten Familienberichts eigens
erstellten DJI-Kinderbetreuungsstudie (Bien et al. 2007)
und die Interpretation der empirischen Ergebnisse leiteten:
1. dass die Bereitstellung von ausreichend Betreuungsplät-
zen zur Förderung elterlicher Erwerbsarbeit grundsätzlich
eine öffentliche Aufgabe sei; 2. dass die meisten Mütter
mit Vorschulkindern erwerbstätig, auch häufiger vollzeit-
erwerbstätig, sein würden; 3. dass private Betreuungs-
arrangements, dazu gehören nach dem Bericht auch von
den Eltern arrangierte Betreuungs„mixes“, Notlösungen
darstellten.
10 Dabei arbeiteten Dingeldey (2006) und Neyer et al.
(2006) in ihren vorzüglichen Berichtsexpertisen die nicht
ohne weiteres kopierbaren institutionellen Kontexte und
komplexen Wirkungszusammenhänge länderspezifischer
policies heraus.
11 Meine Beschreibung der Rolle des Ländervergleichs im
Bericht folgt Mahons (2006: 180) Analyse des Modus
operandi der OECD.
12 Vor allem in Dänemark, in dem Frauen außerdem eine
vergleichsweise niedrige Lebenserwartung haben.
oder Unzulänglichkeit, sondern positiv als Aus-
druck von Individualität und als Ressource für die
eigenständige Bewältigung von Kontingenzen zu se-
hen.
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